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An den 

Oberbürgermeister der Stadt Bielefeld 

Herrn Pit Clausen 

im Hause 

           

Sehr geehrter Herr Clausen, 

zur heutigen Ratssitzung bitten wir um Aufnahme eines Dringlichkeitspunktes 

Schnellstmögliche Aufnahme von Menschen aus Afghanistan 

Zu diesem TOP machen wir folgenden   

Beschlussvorschlag: 

Der Rat der Stadt Bielefeld bekennt sich zur Solidarität mit allen Ortskräften, deren 

Familien und schutzbedürftigen Afghaninnen und Afghanen, entsprechend der 

Kriterien der Bundesregierung.  

 

Der Rat beschließt: 

1. Der Rat der Stadt Bielefeld fordert die Verwaltung auf, schnellstmöglich 

Kapazitäten für die Aufnahme von Ortskräften, deren Familien und 

schutzbedürftigen Menschen aus Afghanistan zur Verfügung zu stellen und 

den Rat der Stadt über die Möglichkeit weiterer Kapazitäten in Kenntnis zu 

setzen. 

 

2. Der Rat stützt sich für unbürokratische Aufnahmeprogramme für die 

schutzbedürftigen Menschen aus Afghanistan auf allen politischen Ebenen 

ein. 

 

3. Der Rat der Stadt setzt sich für einen sicheren Aufenthalt für alle in Bielefeld 

lebenden Afghaninnen und Afghanen ein. 

 

4. Der Rat bekennt sich zu der, von der Bundesregierung veranlassten, 

sofortigen Aussetzung aller Abschiebungen nach Afghanistan. 

 

5. Der Rat der Stadt Bielefeld fordert von Bund und Land ein großzügiges und 

unbürokratisches Aufnahmeprogramm, das allen schutzbedürftigen 

Afghaninnen und Afghanen die Chance bietet, daran teilzunehmen. Die 

Verwaltung wird gebeten, die Landesregierung bei der geplanten Aufnahme 
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von geflüchteten Menschen aus Afghanistan zu unterstützen und einen 

entsprechenden Beitrag über die Flüchtlingsaufnahmequote hinaus zu leisten. 

 

Begründung: 

Die Machtübernahme der radikalislamischen Taliban in Afghanistan ist eine 

Bedrohung für Leib und Leben nicht nur der Verbündeten der Bundeswehr vor Ort, 

sondern auch für Journalist*innen, Frauenrechtler*innen, Mitarbeitende humanitärer 

und zivilgesellschaftlicher Organisationen im Land. Es ist unsere moralische 

Verantwortung und eine Frage der Solidarität, diese Menschen und ihre Familien zu 

unterstützen.  

 

Weitere Begründung erfolgt mündlich! 

 

 

Ralf Nettelstroth,  Riza Öztürk,   Christina Osei, 

CDU-Fraktion  SPD-Fraktion  Bündnis 90/Die GRÜNEN 

 

 

Bernd Vollmer,   Lena Oberbäumer, 

Fraktion Die LINKE   Ratsgruppe DIE PARTEI 

 

 

Gordana Rammert,   Michael Gugat, 

Bürgernähe/Piraten   Lokaldemokratie in Bielefeld 

 


